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Bleibt ohne urheberrechtlichen Schutz: Die Mo/son ße/f/ore in Givrins VD, 2000. Bild: Vincent Mangeat

Mit diesem Beitrag verabschiedet
sich Isabelle Vogt von den Lese-
rinnen und Lesern unserer Zeit-
schritt. Seit 2001, fünfzehn Jahre
lang, gab die Rechtsanwältin alle
zwei Monate kompetent und mit
Blick auf die Fragen der Betrof-
fenen Einblick in die Fallstricke,
Verwicklungen und positiven Mög-
lichkeiten, die die Rechtsordnung
bietet.
Ihr Herz schlug dabei stets für die
Architektinnen und Architekten,
die sich engagiert für ihre Pro-
jekte einsetzen, und dabei oft zu

wenig an die Bedeutung fairer
Verträge und rechtlicher Absi-
cherungen denken - ganz im

Gegensatz zu vielen ihrer Kunden.
Dieses Engagement spricht sehr
lebhaft auch aus dem folgenden
Beitrag. Wir danken Isabelle Vogt
dafür!

Urheberrechte am
Bauwerk

Ein Fehlentscheid
des Bundesgerichts

Nach den Entwürfen des West-
schweizer Architekten Vincent Man-

geat entstand vor über fünfzehn Jah-

ren die Afaho» in Givrins im
Kanton Waadt. Wesentliches Merk-
mal dieser Villa aus weissem Beton
ist die prägnante, die Längsachse des

Gebäudes betonende Dachkonstruk-
tion, die sich an beiden Enden des

Gebäudes öffnet und auf einer Seite

zum Vordach einer ebenerdigen,
durch eine Mauer begrenzten Ter-

rasse wird. Das Projekt wurde in der

Fachpresse mehrfach publiziert und
lobend hervorgehoben.

Änderungswunsch
der Bewohner
2011 entschieden sich die Eigen-

tümer, das auskragende Dach durch
eine Glaskonstruktion zu ergänzen
und damit die Terrasse zu schliessen.

Sie beklagten, dass das Dach sie zu

wenig vor Witterungseinflüssen
schütze und den Autolärm der nahe

gelegenen Strasse verstärke. Man-

geat wehrte sich gerichtlich gegen
diesen Eingriff in sein Werk, den er
als entstellend erachtete. Das Kan-
tonsgericht Waadt gab dem Archi-
tekten Recht. Es war zum Schluss

gekommen, dass die von Prof. Man-

geat entworfene Villa ein Werk im
Sinn des Urheberrechtsgesetzes
(URG) sei, also eine geistige Schöp-

fung mit individuellem Charakter.
Der geplante Eingriff ändere ein
wichtiges, das Werk in entscheiden-
der Weise prägendes Element ab, das

zum guten Ruf des Architekten bei-

getragen habe. Das Interesse des Ar-
chitekten am Erhalt seines Werks sei

deshalb höher zu gewichten als die
seit dem Einzug mutmasslich unver-
ändert gebliebenen Bedürfnisse der

Eigentümer.
Das von den Eigentümern in der

Folge angerufene Bundesgericht be-

stätigte zwar, dass das Haus als Werk
im Sinn des URG anzusehen ist. Es

versagte der Mawow jedoch
den Schutz vor dem geplanten Ein-
griff aus den folgenden Gründend
Art. Ii Abs. i URG räumt dem Ur-
heber zwar das ausschliessliche
Recht ein zu bestimmen, ob, wann
und wie sein Werk geändert werden
darf. Einschränkend bestimmt Art.
12 Abs. 3 URG allerdings, dass aus-

geführte Werke der Baukunst — im
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Gegensatz zu anderen Werken, etwa

jener der Literatur und Musik -
vom Eigentümer bzw. der Eigentü-
merin geändert werden dürfen, so-
fern der Eingriff nicht die Person-
lichkeit des Urhebers verletzt. Unter
dieser Voraussetzung sowie unter
dem Vorbehalt des Rechtsmiss-
brauchs und sofern keine anderslau-
tende Vereinbarung besteht, sind

Hauseigentümer grundsätzlich frei,
auch urheberrechtlich geschützte
Bauwerke abzuändern. Sie müssen
dabei weder Rücksicht auf die Inte-
grität eines Werks nehmen, noch
sich auf die geringstmöglichen Ein-
griffe beschränken oder den Urhe-
ber mit den Anpassungen beauftra-

gen. Die Eigentümer können viel-
mehr die Vorstellungen umsetzen,
die sie im Hinblick auf die Nutzung
ihrer Gebäude als sinnvoll erachten,
und für die entsprechenden Mass-
nahmen beiziehen, wen sie wollen.
Aus diesem Grund erübrigt sich ge-
mäss Bundesgericht eine Abwägung
der Interessen von Architekt und
Hauseigentümer.

Eine bauliche Massnahme kann vom
Architekten nur verhindert werden,

wenn eine persönlichkeitsverlet-
zende Entstellung des Werkes vor-
liegt (Art. n, Abs. 2), die den beruf-
liehen Ruf und die Ehre des

Architekten erheblich zu beeinträch-

tigen droht, was vom Architekten
nachzuweisen ist. Grundlage für die

Beantwortung der Frage, ob eine per-
sönlichkeitsverletzende Entstellung
eines urheberrechtlich geschützten
Werks vorliegt, ist die Intensität der

Beziehung zwischen der Persönlich-
keit des Urhebers und seinem Werk.
Diese ist nach objektiven Kriterien
zu beurteilen. Relevant sind in die-

sem Zusammenhang die Individua-
lität, die Nutzung und die Bekannt-
heit des Gebäudes sowie der Grund
für den geplanten Eingriff: Je indivi-
dueller die Gestaltung des Werks ist,
desto eher wird eine Persönlichkeits-
verletzende Entstellung angenom-
men. Eine Bindung zwischen Urhe-
ber und Bauwerk erachtet das

Bundesgericht bei Schulen, Ein-
kaufszentren und anderen rein «nut-

zungsorientierten» Gebäuden als

schwächer und Eingriffe also als eher

gerechtfertigt, als bei anderen Ob-
jekten, wie etwa Kirchen. Je häufiger
ein Projekt veröffentlicht wurde,
desto weniger besteht laut den obers-

ten Richtern die Gefahr, dass ein Ur-
heber durch die Abänderung seines

Werks in Mitleidenschaft gezogen
wird. Und schliesslich ist bei rein
ästhetischen Anpassungen schneller
eine Verletzung anzunehmen, als bei
solchen, die einen praktischen Nut-
zen verfolgen.

Fragwürdige Argumente
des Bundesgerichts
Gestützt auf diese Ausführun-

gen folgerte das Bundesgericht, dass

beim vorliegenden Werk — einem
Wohnhaus - naturgemäss der Nut-
zungszweck im Vordergrund stehe,

es sehr häufig publiziert worden und
sein ursprünglicher Zustand einem
interessierten Publikum deshalb

hinlänglich bekannt gemacht wor-
den sei und die geplanten Eingriffe
einen praktischen, nicht ästheti-

sehen Hintergrund hätten. Es ver-
neinte aus den dargelegten Gründen
trotz des erheblichen Eingriffs eine

persönlichkeitsverletzende Entsteh
lung und erlaubte der Bauherrschaft
den geplanten Einbau.

Die vom Bundesgericht aufge-
führten Argumente sind nicht stich-
haltig. Gerade der Umstand, dass ein

Projekt in der Fachpresse häufig und
lobend erwähnt wird, deutet darauf
hin, dass es sich nach Einschätzung
von Experten um ein herausragendes
Werk handelt, das besonderen
Schutz verdient. Das Verdikt des

Bundesgerichts erlaubt es in letzter
Konsequenz, dass in architektonisch
besonders wertvolle, wegweisende
und dementsprechend häufig publi-
zierte Bauwerke hemmungsloser ein-
gegriffen werden kann, als in ver-
gleichsweise mittelmässige Bauten.
Dies zeugt von einem gänzlich feh-
lenden Verständnis gegenüber der

Bedeutung des gestalterischen Schaf-
fens der Architekten und ihrem kul-
turellen und gesellschaftlichen Auf-
trag. Darüber hinaus dürfte es dem

Aufstockung Areal Hürlimann

Tageft«vangen Jtf
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Neue Bauplätze in Basel, Bern & Zürich
Erhöhte Lage, gut besonnt, erschlossen und zentrumsnah - Die neuen Bauplätze sind dank neuer
Bauvorschriften auf dem Dach. Die leichten, unglaublich stabilen Holzkonstruktionen können aufgesetzt
werden, ohne die bestehende Gebäudesubstanz zu verstärken. Holz ist ein natürlicher Rohstoff, der

innerhalb kürzester Zeit nachwächst. Seine Anwendung verbessert die CCL-Bilanz um ein vielfaches und
dank ausgefeiltem Elementbau werden auch grosse Bauten in kürzester Zeit mit hoher Planungs- und

Kostensicherheit realisiert.

Wir freuen uns auf Sie - Tel 062 919 07 07 oder www.hector-egger.ch
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HECTOR EGGER
HECTOR EGGER HOLZBAU AG | CH-4901 Langenthal |Tel. 062 919 07 07 | www.hector-egger.ch Denken. Planen. Bauen.

m HOLZBAU
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1 BGer 4A.675/2015,
Urteil vom 19. April 2016.
2 Landgericht Berlin,
Geschäftsnr. 16 0 240/5,
Urteil vom 28. November
2006; siehe auch Isabelle

Vogt, Lernen von ßer//'n,
TEC2/ 36, 2007, S.24 ff.
3 www.tagesspiegel.de/
berlin/berliner-hauptbahn-
hof-mehdorn-und-architekt-
gerkan-einigen-sich/
1149382.html.

Sinn und Zweck des Urheberrechts-

gesetzes zuwider laufen, eigenständi-

gem, gestalterischem Schaffen mehr
Schutz zu verleihen.

Wenig hilfreich ist darüber hi-
naus die Unterscheidung, die das

Bundesgericht in Bezug auf «nut-
zungsorientierte Bauten» und andere

Objekte macht. Tatsächlich gibt es

kaum ein Gebäude, das nicht «nut-
zungsorientiert» ist. Das gilt auch für
die als Gegenbeispiel aufgeführten
Kirchen, die mehr noch als ein priva-
tes Wohnhaus im Dienst der Öffent-
lichkeit stehen. Bei näherer Betrach-

tung entpuppt sich die Argumenta-
tion des Bundesgerichts durchaus als

Interessenabwägung, auch wenn es

dies ausdrücklich bestreitet. Allerdings
als eine, die einseitig zu Gunsten der

Eigentümerschaft ausfällt.

Eine andere Sichtweise
Dass man durchaus zu gegentei-

ligen Schlussfolgerungen kommen
kann, zeigte schon vor fast zehn Jah-

ren das Urteil des Landgerichts Ber-
lin zum Hauptbahnhof Berlin der

Architekten Meinhard von Gerkan
und Jürgen HillmerZ Die Bauherr-
schaft Deutsche Bahn hatte im Un-
tergeschoss des Bahnhofs aus Kos-

tengründen eigenmächtig eine
Flachdecke einbauen lassen statt der

von den Architekten geplanten
Kreuzgewölbedecke. Das Gericht
kam damals zum Schluss, dass ein
Urheber «grundsätzlich ein Recht
darauf (hat), dass das von ihm ge-
schaffene Werk, in dem seine indivi-
duelle Schöpferkraft ihren Ausdruck
gefunden hat, der Mit- und Nach-
weit in seiner unveränderten indivi-
duellen Gestaltung zugänglich ge-
macht wird», sofern der Bauherr den

Entwurf genehmigt hat, was vorlie-
gend der Fall war. Wegen der durch
die Änderung der Deckenkonstruk-
tion erheblichen Beeinträchtigung
des Gesamteindruckes des Werks
und der «Bedeutung des Bahnhofes
als künstlerisches Unikat und unter
Berücksichtigung des Rangs, den
ihm die öffentliche Wahrnehmung
zubilligt» sah es das Gericht trotz des

für die Bauherrschaft auf 40 Mio.

Euro geschätzten Aufwands als

gerechtfertigt an, dass die Flachde-
cke entfernt wird. (Die Flachdecke
wurde freilich in der Folge nicht ent-
fernt, es kam stattdessen 2008 vor
der nächsten Instanz zu einer ausser-

gerichtlichen Einigung.)'
Angesichts der derzeitigen

Rechtsprechung des Bundesgerichts
bleibt hiesigen Architekten nichts
anderes übrig, als sich gegen Entstel-

lungen ihrer Werke vorgängig ver-
traglich abzusichern. Konkret sollten
sich Architekten bei Projekten, die
für ihr Schaffen von Bedeutung sind,

ausbedingen, dass ihr Werk ohne
ihre Zustimmung nicht abgeändert
werden darfund sie mit der Planung
allfälliger Anpassungen zu beauftra-

gen sind. — V&gt

INSTITUT ARCHITEKTUR
Gründenstrasse 40, CH-4132 Muttenz
T +41 61 467 42 72, architektur.habg@fhnw.ch
www.iarch.ch

BACHELOR- UND
MASTERSTUDIUM
ARCHITEKTUR

INFORMATIONS-
ANLASS 09.11.2016

16:00-18:00 Uhr Studieninformation und Apéro

M7 Fachhochschule Nordwestschweiz
Hochschule für Architektur, Bau und Geomatik
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